
Abs.: BUND-Odenwald,  Rondellstraße 9, 64739 Höchst i. Odw.

 
Magistrat der Stadt  

Neckarstraße 3

64711 Erbach

Betr.: Bebauungsplan ‚Umspannanlage Neckarstraße‘ in Erbach
hier: Stellungnahme gemäß §3(1) BauGB

 
Hiermit  geben  wir  Ihnen  im  Auftrag  und  im  Namen  des  BUND-Hessen  e.V.  folgende  Anregungen  zum
Planentwurf vom  Januart2025. 

- Die Rechtsgrundlage – Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl.
I S. 3634), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist - ist dem
vorliegenden Plan zugrundezulegen.

- Die Planung bewegt sich im Siedlungsgebiet  der
Stadt in der problematischen Mischzone zwischen
Wohngebiet,  Sondergebiet  für  die  elektrische
Stromversorgung  und  den  für  den  Naturschutz
relevanten  Flächen  am Krebsbach.  Offenbar  hat
die  Stadt  von  der  Siedlungserweiterung  in  die
Krebsbachaue  Abstand  genommen,  da  sie  die
Straßenverkehrsfläche  jetzt  für
Ausgleichsmaßnahmen überplanen will.

- Das Bundes-Klimaschutzgesetz vom 18.12.2019 –
zuletzt geändert  am 18. August 2021 (BGBl.  I  S.
3905)  -  fordert  in  Teil  5  die  ‚Vorbildfunktion  der
öffentlichen Hand‘ und formuliert

§ 13 Berücksichtigungsgebot
(1) Die Träger öffentlicher Aufgaben haben bei ihren Planungen und Entscheidungen den Zweck
dieses  Gesetzes  und  die  zu  seiner  Erfüllung  festgelegten  Ziele  zu  berücksichtigen.  Die
Kompetenzen  der  Länder,  Gemeinden  und  Gemeindeverbände,  das  Berücksichtigungsgebot
innerhalb ihrer jeweiligen Verantwortungsbereiche auszugestalten, bleiben unberührt.

- Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24.03.2021 zum Klimaschutzgesetz führt aus:

III. Grundrechte sind aber dadurch verletzt, dass die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 1 Satz 3
KSG in Verbindung mit Anlage 2 bis zum Jahr 2030 zugelassenen Emissionsmengen die nach 2030
noch verbleibenden Emissionsmöglichkeiten erheblich reduzieren und dadurch praktisch jegliche
grundrechtlich geschützte Freiheit gefährdet ist. Als intertemporale Freiheitssicherung schützen die
Grundrechte  die  Beschwerdeführenden  hier  vor  einer  umfassenden  Freiheitsgefährdung  durch
einseitige  Verlagerung der  durch Art.  20a GG aufgegebenen Treibhausgasminderungslast  in die
Zukunft.  Der  Gesetzgeber  hätte  Vorkehrungen  zur  Gewährleistung  eines  freiheitsschonenden
Übergangs in die Klimaneutralität treffen müssen, an denen es bislang fehlt.

Da  das  Klimaschutzgesetz  die  Gemeinden  ausdrücklich  auf  seine  Ziele  der  Emissionsbegrenzung
verpflichtet, entfaltet dieses BGH-Urteil auch direkte Wirkungen auf das planerische Handeln der Gemeinde.
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Es muss heute sichergestellt  sein,  dass die  Planung zu einer  Verringerung der  CO 2-Emissionen auf  der
lokalen Ebene führt. Dies ist aus der vorgelegten Planung nicht ersichtlich. 

- Infolge  der  überbaubaren  Fläche  ist  die  Planung  nicht  aus  dem  Flächennutzungsplan  der  Gemeinde
entwickelt. Wir gehen davon aus, dass das Planverfahren nach §3 BauGB durchgeführt wird.

- Die 'Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 zum Schutz der wildlebenden Vogelarten und ihrer
Lebensräume  in  der  Europäischen  Union  und  den  Einrichtungen  von  Vogelschutzgebieten‘  (Vogelschutz-
Richtlinie) ist uneingeschränkt einschlägig. Das Gebiet gemeinschaftlicher Bedeutung 6420-450 „Südlicher
Odenwald“  ist  von der  Planung  durch die  räumliche Verbindung über die  Krebsbachaue in  südöstlicher
Richtung betroffen. Es ist etwa 1,4km entfernt.

- Die 'Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der
wildlebenden  Tiere  und  Pflanzen'  (FFH-Richtlinie)  ist  uneingeschränkt  einschlägig. Das  Gebiet
gemeinschaftlicher Bedeutung DE-6319-303 „Oberlauf und Nebenbäche der Mümling“ ist von der Planung
betroffen.  Es  grenzt  an  die  Erweiterungsfläche  der  Umspannstation  im  Süden  an.  Es  fehlt  eine  FFH-
konforme Darlegung, dass die Planung das FFH-Schutzregime nicht verletzt.

Wir weisen auf die jüngste Rechtsprechung hin, die bei CEF-Maßnahmen festgestellt hat, dass der gebotene
Schutz  der  gefährdeten  Arten  nicht  durch  die  Maßnahme  allein  sichergestellt  ist.  Vielmehr  muss  die
Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen im Einzelfall  auch geprüft  und nachgewiesen werden. Die Planung
muss  diese Klarstellung der Rechtslage berücksichtigen.

- Die Anforderungen, die das  BNatSchG an die Aufstellung von Bebauungsplänen ansonsten stellt, sind zu
beachten,  also  insbesondere  der  allgemeine  und  besondere  Artenschutz  (§§  39  ff.  BNatSchG),  der
Gebietsschutz (§§22 ff. BNatSchG),  der Status gesetzlich geschützter Biotope (§30 BNatSchG) und der
Schutz geschützter Landschaftsbestandteile (§29 BNatSchG). Das Entfernen eines wertvollen Bestands in
der  Vergangenheit  weist  darauf  hin,  dass  dies  in  Erbach  keine  Selbstverständlichkeit  ist.  Die
naturschutzfachlichen  Darstellungen  fußen auf  einer  einmaligen Begehung im Juli  2024.  Wir  halten die
Resultate für aussagekräftig jedoch nicht für erschöpfend. Es ist nicht nachvollziehbar,  dass nach FFH-
Recht geschützte Arten vorgefunden wurden, jedoch keine nach BNatschG zugehörigen Biotope. Dies muss
vor einer Detailplanung von CEF-Maßnahmen dringend nachgeholt werden.

- Die  ‚Richtlinie  2000/60/EG  zur  Schaffung  eines  Ordnungsrahmens  für  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  im
Bereich der Wasserpolitik (EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)) des Europäischen Parlamentes und des Rates
vom 23. Oktober 2000‘ ist mit ihrem Verschlechterungsverbot uneingeschränkt einschlägig. Gemäß dem
Hessischen Wassergesetz ist bei Planungen ein öffentlicher Gewässerschutzstreifen auszuweisen. Dieser
fehlt hier auf der Nordseite des Krebsbachs im Bereich des geplanten Bauvorhabens. Die Festsetzung einer
CEF-Fläche ist hierfür nicht ausreichend. Es muss sichergestellt werden, dass das Gewässer im Plangebiet
öffentlich  zugänglich  wird.  Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob   das  Plangebiet  in  einem
überschwemmungsgefährdeten Gebiet gemäß §46 HWG liegt.  Wir fordern die gemäß §24 HWG gebotene
Renaturierung  des  Krebsbachs  im  Plangebiet  ein.  Die  Aussage  zum  Gewässerschutzstreifen  ist  nicht
korrekt.  Dieser  wird  durch  die  Ausweisung  gemäß  §9(1)  Nr.  20  BauGB  in  Anspruch  genommen  –
erforderlich wäre jedoch die Freihaltung des Schutzstreifens von jeglicher Überplanung.

- Die vorgelegte Planung macht deutlich,  dass die Grundlagen des Baugesetzbuches durch die Gemeinde
einseitig  zugunsten  der  Förderung  von  Nutzungen  ausgelegt  werden.  Die  Pflicht  zur  Erfassung  und
planerischen Bewältigung von Planungsfolgen für Natur und Umwelt wird nicht angemessen erfüllt. Es fehlt
vollständig eine Abschätzung der  Umweltfolgen,  die aus der  Änderung resultieren.  Wir erwarten gemäß
§1a(3) BauGB - Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes -  und §1a (5) BauGB - Klimaschutz - eine Analyse
des  bestehenden  Zustandes  sowie  Festsetzungen  zur  Verwendung  regenerativer  Energie  zur
Gebäudeheizung. Die Aussagen der Begründung (unter 6.1) sind oberflächlich und nicht substanziiert. Die
Beurteilungen  von  Landschaft  und  Umweltwert  sind  realitätsfern.  Die  Aussagen  zur
Gesundheitsbeeinflussung  von  elektromagnetischen  Wechselstromfeldern  sind  nach  unserer  Kenntnis
nicht korrekt.

- Die  im  Planentwurf  dargelegte  naturschutzfachliche  Untersuchungsmethodik  schließt  nach  unserer
Einschätzung nicht aus, dass geschützte Arten wie die gefundene Zauneidechse und Schlingnatter sowie
Rotmilan  und   Steinkauz  beeinträchtigt  werden  können.   Wir  halten  die  Erstellung  eine  vollständigen
Artenkatalogs  für  alle  gesetzlich  geschützten  Arten  für  unverzichtbar,  um  begründete  Aussagen  zum
Naturschutz  machen zu  können.  Eine  einmalige  Begehung  erfüllt  nicht  die  Anforderungen  des  BauGB,
umfassend und abschließend die Belange des Naturschutzes zu klären.

- Wir halten die Untersuchung von mindestens zwei Vegetationsperioden für den weiteren Planungsbereich,
der  sämtliche  angrenzenden  Grundstücke  bis  zu  einer  Entfernung  von  ca.  200m  umfassen  muss,  für
angemessen.

- Wir halten eine Ausgleichsbilanzierung in Absatz 8 der Begründung für erforderlich. 
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- Wir  halten  eine  zusammenhängende  Ausgleichsfläche  in  engem  räumlichen  Zusammenhang  mit  dem
Plangebiet für erforderlich, um die Schutzinteressen von nachgewiesenen Arten der FFH-Anhänge I, II und IV
zu berücksichtigen.

- Wir halten es grundsätzlich für problematisch, wenn bei geplanten Veränderungen stets unter Hinweis auf
die  Flächengröße  von  'unerheblichen'  negativen  Einflüssen  geredet  wird.  Die  gesetzliche  Verpflichtung,
Veränderungen, die von der Planung hervorgerufen werden, zu quantifizieren, wird damit nicht erfüllt. 

- Das Grundstück 310/5 ist als wertvoller Naturbestand in natureg identifiziert und laut Luftbild vollständig
mit Sträuchern und Bäumen bewachsen. Das Grundstück 312/1 ist in derselben Weise identifiziert worden,
der Gehölzbestand wurde offensichtlich bereits entfernt. Ob die Vorgaben des BNatschG dabei eingehalten
wurden,  darf  bezweifelt  werden.  Die geplante  Ausweisung einer  CEF-Maßnahme auf einem 5m-Streifen
entlang  der  südlichen  Grundstücksgrenze  von  312/1  wird  als  der  Bestandsnutzung  nicht  ausreichend
eingestuft.

- Das  Grundstück  291/5  weist  einen  standorttypischen  Baumbestand  auf,  der  seit  über  20  Jahren
dokumentiert ist und als gesetzlich geschütztes Biotop eingestuft werden kann. Er liegt vollständig im 10m-
Gewässerschutzstreifen  des  Krebsbachs.  Die  geplanten  CEF1-Maßnahmen  müssen  mit  dem
Schutzkonzept des FFH-Gebiets verträglich sein und mit diesem abgestimmt werden. Sie sollten nicht im
Gewässerschutzstreifen liegen.

- Die Gemeinde  legt nicht dar, wie die naturschutzfachlichen Festsetzungen realisiert werden sollen. Es fehlt
die Trägerschaft sowie Bestimmungen zur Pflege und deren Kosten. Bekanntlich werden im Odenwaldkreis
derartige Regelungen nicht überprüft; die Ignorierung der umweltrelevanten Festsetzungen ist die Regel. Es
fehlen Bestimmungen, wie  Verstöße gegen die genannten Festsetzungen geahndet werden können.
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- Für  die  grünordnerischen  Festsetzungen  des  Planes  nach  §9(1)  Nr.  25  BauGB  an  der  Grenze  zur
nordwestlich benachbarten Bebauung schlagen wir vor:

Festsetzung zu den Grundstücksfreiflächen gemäß §8(1) und §91(5) HBO.

Die nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind zu einem Anteil von 30% mit Gehölzen der Pflanzenliste zu
bepflanzen. 

Koniferen sind nur als Einzelstücke zulässig.

Heckenpflanzungen müssen mindestens 5 verschiedene Gehölze der Pflanzenliste enthalten.

Ausschließlich  mit  Steinen  gestaltete  Freiflächen  sind  nur  bis  zu  einem  Anteil  von  10%  der
nichtüberbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Notwendige Zufahren und Zugänge sind anzurechnen.

Die Pflanzung ist zum Jahresende des auf die Rechtskraft der Satzung folgenden Jahres herzustellen.

Abgängige Gehölze sind zum  Jahresende des auf den Abgang folgenden Jahres zu ersetzen.

Die Verletzung dieser Festsetzung wird mit einem Bußgeld gemäß §86(1) Nr. 23 HBO geahndet.

- Die  Hinweise  zur  Beleuchtung  müssen  in  verbindliche  Festsetzungen  umgewandelt  werden.  Es  fehlen
Angaben zur Verhinderung der Abstrahlung auf Nachbargrundstücke. §44 BNatSchG und §3 BImSchG sind
einschlägig.

- Für die Festsetzungen zur Beleuchtung schlagen wir vor:

Festsetzung zur Beleuchtung gemäß § 9  (  4  )   BauGB   i.V.m §91  (  3  )   Satz 1 HBO  

Für  die  Beleuchtung von privaten  Grundstücken sind nur  Leuchten zulässig,  die  folgende  Bedingungen
erfüllen:

• vollständige seitliche Abschirmung; d.h. keine Abstrahlung in der Horizontalebene und darüber
(0 % Upward Light Ratio); die Abstrahlung auf benachbarte Grundstücke ist unzulässig;

• max. 5 Lux Beleuchtungsstärke für Weg- und Zugangsbeleuchtung;
• max. 10 Lux für Hof- und Parkplatzbeleuchtung
• Lichtpunkthöhe, die die Traufhöhe des nächstliegenden Gebäudes nicht übersteigt
• Leuchtmittel mit Farbtemperatur 1800 bis max. 2700 Kelvin
• Leuchtdichten von max. 50 cd/m2 im dörflichen Bereich und 100 cd/m2 im urbanen Umfeld für

kleinflächige Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit weniger als 10 m2.
• Leuchtdichten von max. 2 cd/m2 im dörflichen Bereich und 5 cd/m2 im urbanen Umfeld für

Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit mehr als 10 m2. Hintergründe sind dunkel zu
halten.

• Schaltung der Beleuchtung über Bewegungsmelder.

Mit freundlichen Grüßen

Harald Hoppe  
Sprecher BUND-Odenwald

Anlage: -
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